
 

 

 

 

Europäischer Emissionshandel (ETS 2), Treibhausgas -Emissionshandelsgesetz (TEHG) , 

nationaler Emissionshandel und BEHG  

1. Einführung des europäischen Emissionshandels 2  (ETS 2) ab 202 8 

Ab dem Jahr 202 8 wird der deutsche nationale Brennstoffemissionshandel durch den europäischen 

Emissionshandel 2 (EU -ETS 2) abgelöst.  Grundlage ist die EU -Richtlinie 2023/959 zur Änderung der 

früheren Emissionshandelsrichtlinie (EHRL).  

Auf nationaler Ebene werden die europarechtlichen Vorgaben dieser Richtlinie durch die 

Novellierung des Treibhausgas -Emissionshandelsgesetzes (TEHG) vom 27.  Februar 2025 in 

nationales Recht umgesetzt.  

Zu den Basis -Sektoren des EU -ETS 2 gehören die Energiewirtschaft , das verarbeitende Gewerbe 

und Baugewerbe, der Straßenverkehr (ausgenommen de r straßengebundene  landwirtschaftliche  

Verkehr) und die Beheizung von Gebäuden.  

Die EHRL  enthält eine sogenannte  Opt-ln Klausel, um den Mitgliedstaaten zu ermöglichen, 

künftig auch vom EU -ETS 2 nicht erfasste Sektoren miteinbeziehen  zu können. Zu diesen 

zusätzlichen Sektoren gehör en u.a. die „Land - und Fortwirtschaft, Fischzucht “ (Quellkategorie -

Code 1A4c). 

Die deutsche Bundesregierung hat sich am 31. Januar 2025 dafür entschieden, Emissionsquellen 

aus „Land - und Fortwirtschaft, Fischzucht“ und damit auch die des Gartenbaus in das ETS 2 

einzubeziehen. Grundlage hierfür ist das TEHG-Europarechtsanpassungsgesetz.   

Für die Gartenbaubetriebe in Deutschland bedeutet das: Ab 202 8 müssen sie für den Einsatz von 

fossilen Brennstoffen wie Gas oder Öl in Gewächshäusern innerhalb des ETS  2 zahlen. Nur in 

Österreich, Finnland und Schweden wird der landwirtschaftliche Bereich ebenfalls einbezogen. In 

den Niederlanden soll der Gartenbau ebenso integriert werden, aber verbunden mit einer 

vollständigen Kostenentlastung für den Sektor. Die bereits heute bestehende Ungleichheit in der 

EU wird fortgeführt. 

Aktuell spüren viele Betriebe bereits die enorme Belastung durch die bestehende nationale CO₂ -

Abgabe.  

Ein Zierpflanzenbaubetrieb (1 ha, Topfpflanzen warm, Energieverbrauch 4.730.000 kWh/Jahr 

(Erdgas)) hat derzeit durch die Nationale CO 2-Bepreisung von 55 €/ t CO2 Mehrkosten von  

35.644 Euro.  

Diese Belastung en könnten noch deutlich schärfer werden, wie verschiedene CO2-Preisstudien 

nahelegen. Das Mercator Research Inst. geht von einer CO2-Bepreisung im ETS 2 von 220 Euro je 

Tonne CO2 im Jahre 2028 aus. Das wären Mehrkosten von  insgesamt  142.576 Euro .  
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2. Nationaler Emissionshandel (nEHS) und Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG)  

Bislang gilt in Deutschland der nationale Emissionshandel, geregelt im 

Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) . Für 2026 gilt ein nationaler Preiskorridor von  

55–65 Euro je Tonne CO2. 

Das Öko- Institut und das Umweltbundesamt (UBA) gehen in ihren Veröffentlichungen aus dem 

Jahr 2019 bzw. 2024 von 6-7 Mio. Tonnen  C02 in der Land - und Forstwirtschaft  aus, die in der CO2-

Bepreisung im nationalen Emissionshandel erfasst  sind. Bei einem CO 2-Preis von 55 bis 65 Euro 

entspräche das einer Gesamtbelastung von 0,33 Milliarden bis 0,39 Milliarden Euro  für die 

Branche.  

Um energieintensive Unternehmen in Deutschland von den Kosten des nationalen CO₂ -Preises zu 

entlasten und die Abwanderung ins Ausland zu verhindern , wurde die Carbon -Leakage -

Verordnun g beschlossen. Die dort vorgesehenen Entlastungen  sind für den Gartenbau derzeit 

allerdings nicht nutzbar, da die Anträge seit vier (!) Jahren noch nicht genehmigt sind. Selbst nach 

einer Genehmigung wäre die Entlastung aber eher gering und nur für wenige Betriebe nutzbar.  

Und es drohen weitere negative Entwicklungen: Für Bereiche, die nicht im Europäische n 

Emissionshandel (ETS 2)  enthalten sind, aber im nationalen Emissionshandel bleiben, soll sich 

künftig die nationale CO 2-Bepreisung ebenfalls am EU-Markt orientieren. Damit wäre der 

Gartenbau trotz Nicht -Einbeziehung im ETS  2 massiv betroffen.  

 

3. Koalitionsvertrag 2025  

Im Koalitionsvertrag haben sich CDU/CSU und SPD darauf geeinigt, v om Opt-in für den Sektor 

Landwirtschaft in den ETS 2 keinen Gebrauch  zu machen . Dies begrüßt der ZVG ausdrücklich  und 

setzt voraus , dass mit der Rückführung der Opt-in-Entscheidung parallel auch der nat ionale 

Emissionshandel  für Landwirtschaft und Gartenbau auf Null gesetzt wird.  Die Fortführung des 

nationalen Emissionshandels mit Koppelung a n durchschnittliche CO₂ -Preise aus dem EU-

Emissionshandel käme aus Sicht des ZVG  einem Bruch des Koalitionsvertrags durch die Hintertür  

gleich . 

 

4. Nötige gesetzliche Konsequenze n  

Damit der Beschluss aus dem Koalitionsvertrag umgesetzt werden kann, müssen verschiedene  

Anpassungen vorgenommen werden. Dazu zählen:  

• Treibhausgas -Emissionshandelsgesetzes (TEHG) : Streichung der Landwirtschaft im ETS 2  

• Brennstoffemissionshandelsgesetz (BEHG) : Brennstoffe, die in der Landwirtschaft 

verwendet werden (Quellkategorie -Code 1A4c: Land - und Fortwirtschaft, Fischzucht) 

müssen aus dem Geltungsbereich des BEHG ausgenommen werden . 

• Oder die landwirtschaftlichen Brennstoffe sind mit einem Emissionsfaktor = 0  zu belegen. 
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5. Argumente des Gartenbaus  

Die mit der CO₂-Bepreisung beabsichtigte Lenkungswirkung kann sich im Gartenbau derzeit nur 

sehr eingeschränkt  entfalten. Voraussetzung für eine wirksame Steuerung wäre, dass den 

Betrieben wirtschaftlich tragfähige und technisch verfügbare Alternativen zu fossilen 

Energieträgern zur Verfügung stehen. Dies ist in vielen Fällen jedoch nicht gegeben.  

Zudem haben viele Betriebe in den vergangenen Jahren bereits erhebliche Anstrengungen 

unternommen , um ihre Produktionsgewächshäuser energieeffizienter zu gestalten. Dies zeigt sich 

unter anderem an der hohen Inanspruchnahme entsprechender Förderprogramme wie das 

Bundesprogramm Energieeffizienz .  

Auch die Ergebnisse der Arbeitsgruppe Energie im Maßnahmenpaket Zukunft Gartenbau  sowie 

das vom Zentralverband Gartenbau (ZVG) gemeinsam mit Energieberatern erarbeitete 

Energiepapier verdeutlichen, dass praktikable und wettbewerbsfähige nichtfossile Alternativen in 

vielen Fällen noch fehlen.  

Hinzu kommen erhebliche Wettbewerbsverzerrungen  im europäischen Binnenmarkt. Werden 

deutsche Gartenbaubetriebe mit zusätzlichen CO₂ -Kosten belastet, während vergleichbare 

Betriebe in anderen Mitgliedstaaten hiervon nicht betroffen sind, verschärft sich die bereits 

bestehende Wettbewerbsungleichheit  weiter. Dies gefährdet die heimische Produktion, begünstigt 

Produktionsverlagerungen ins Ausland und schwächt den Gartenbaustandort Deutschland 

nachhaltig.  

Vor diesem Hintergrund ist eine CO₂ -Bepreisung im Gartenbau derzeit weder klima - noch 

wirtschaftspolitisch zielführend.  Solange belastbare, verfügbare und wettbewerbsfähige 

Transformationsalternativen fehlen, führt sie vor allem zu zusätzlichen Kostenbelastungen, ohne 

die angestrebte Lenkungswirkung in ausreichendem Maße zu erreichen.  

 

ZVG, April 2026 


